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Deutschland m der Moskauer Konferenz
Wichtige Entschließung des Partei Vorstandes der SED

Der Parteivorstaud der SED nahm in einer Ent¬
schließung zur gegenwärtigen politischen und wirt¬
schaftlichen Lage unseres Volkes Stellung , in wel¬
cher er feststeUt , daß leider heute noch nicht
in ganz Deutschland die entscheidende
nationale Aufgabe , die Vernichtung der alten ver¬
derblichen "Kräfte , welche unser Volk in das Chaos
führten , gelöst worden ist.

Auch die Tagung der SPD in Köln mußte fest-
atellen , daß in den westlichen Zonen in Politik ,Wirtschaft und Verwaltung wieder dieselben Kräfte
herrschen , welche die gegenwärtigen Zustände in
Deutschland herbeigeführt haben.«

In der Ostzone ist die demokratische Boden¬
reform durchgeführt .

In den westlichen Zonen festigt sich die
Macht der reaktionären , militaristischen Junker .

In der Ostzone sind die Kriegs- und Nazi¬
verbrecher enteignet .

In den westlichen Zonen festigen die mono¬
polistischen Kapitalisten ihre Position und ver¬
suchen , den deutschen Imperialismus zu retten .

In der Ostzone ist das Mitbestimmungsrecht
der Arbeiter gesichert .

In den westlichen Zonen versucht man , das
schadende Volk von der Mitbestimmung in der
Wirtschaft auszuschalten .

In der Ostzone sind die Kräfte dar Demo¬
kratie -stark .

In den westlichen Zonen haben sich die An¬
griffe der Reaktion bis zu terroristischen Bom¬
benangriffen gesteigert .

In der Ostzone ist die Forderung verwirk¬
licht : „Alle Macht dem Volke“ .

In den westlichen Zonen schaltet eine „autori -
tätische Demokratie “ den Volkswillen und die
Kontrolle von unten aus.

In der Ostzone hat die Industrieproduktion' 70 Äozent der Friedensfertigung erreicht . Der
wirtschaftliche Aufstieg bessert die Ernährung
und die Lebenshaltung des schaffenden Volkes.

In den Westzonen hat die Wiederingangset¬
zung der Industrieproduktion kaum die Hälfte
der in der Sowjetzone erreicht . Trotz Zwei¬
zoneneinheit geriet die Wirtschaft in gefährliche
Ueberfremdüng und Niedergang . Die Lage des
schaffenden "Volkes und die Volksernährung
verschlechtert sich.

In der Ostzone tritt die Bevölkerung für den ,Aufbau der einheitlichen , unteilbaren deutschen
demokratischen Republik bei dezentralisierter
Verwaltung ein.

In den westlichen Zonen bedrohen partiku -
laristlsche und föderalistische Tendenzen die
nationale Existenz unseres Volkes und drohen ,
Deutschland zur Kolonie zu machen.
Die Politiker , welche erklären , die wirkliche

Macht liege bet den Militärregierungen , die der
deutschen PoUtik den Kurs vorschreiben , wollen
damit nur den eigenen mangelnden Willen zur tief¬
greifenden demokratischen Neugestaltung Deutsch-

Gegen Militarismus
und Junkertum ,
für die Einheit

Deutschlands f

KPD
lands und zur Vertretung der konsequenten Volks¬
interessen entschuldigen . Der Parteivorstand der
SED erklärt dagegen :

„ Von uns Deutschen selbst hängt es ab , wel¬
chen Weg wir beschreiten and zu welchen
Ufern wir streben!
Was ergibt nun die Bilanz , die vor der Moskauer

Konferenz 4zu ziehen ist?
Im Osten Deutschlands ist eh» neuer Weg , der

richtige Weg beschatten !
Im Westen und Süden werden die nach 1918

begangenen Fehler wiederholt!“

Das politische Fundament der in der Sowjetzone '
erzielten Fortschritte und Erfolge ist die Einheit
der Arbeiterbewegung als wahrhaft demokratische ’
Kraft im Block aller antifaschistisch -demokrati¬
schen Parteien .

In den westlichen Zonen fehlt da3 politische '
Fundament zum Aufbau einer festen , demokrati - ‘
sehen Ordnung, weil die Spaltung der Arbeiterbe¬
wegung erhalten und vertieft und damit auf die .
Führung der Arbeiterklasse und den Block der !
antifaschistisch -demokratischen Kräfte verzichtet •
wurde

„In der Ostzone Ist der Erfolg der Demokra - ’
tie gesichert; die Entwicklung führt unmittelbar
an die Schwelle . zum Sozialismus heran und
schafft die Voraussetzungen für die sozialistische
Umgestaltung der ganzen Gesellschaft. i

Im Westen und Süden Deutschlands ist die
Demokratie eingeengt; die Entwicklung droht
zurück ln die Vergangenheit, znr Wiederaufrich¬
tung des monopolistischen deutschen kriegs -

. schwangeren Kapitalismus zu führen.“

„Die Wiederholung der nach 1918 begangenen
Fehler droht unser nationales Unglück zu ver¬
größern. Das dringende Gebot der Stande ist die
Abkehr von dem alten, falschen Weg !"

Unsere Sorge gilt nicht nur einer einzelnen
Zone ; sie gilt dem Vaterland , das Deutschland
heißt ! Sie gilt der Sicherung der Demokratie und
des Friedens !

Daä einzige Mittel,, die drohende Gefahr abzu¬
wenden , erklärt die Entschließung der SED, ist die
Zusammenarbeit aller Teile der Arbeiterbewegung ,
und deshalb wird die Münchener Entscb ' ießung der
SPD, welche sich wieder auf die alte , schädliche
Koalitionspolitik orientiert , tief bedauert und ein¬
dringlich an die SPD und KPD der westlichen Zo¬
nen appelliert , die Zusammenarbeit aufzunehmen,
denn .

„Nur die Einheit der Arbeiterbewgung sichert
die Einheit Deutschlands!“

' Del? Aufruf schließt mit den Worten :
„Wir sind zum gemeinsamen Handeln mit allen

deutschen , antifaschistisch -demokratischen Par¬
teien und Organisationen bereit , urn^äie im Zusam¬
menhang mit der Moskauer Konferenz stehenden
Aufgaben zu lösen.

Im Bewußtsein der Kraft unserer geeinten so¬
zialistischen Partei , in der Erkenntnis der Richtig¬
keit unseres Weges rufen wir die Arbeiter und das
schaffende Volk in ganz Deutschland auf , unseren
großen gerechten Kampf zu unterstützen und der
Sache der Demokratie , des Friedens und des So¬
zialismus zum Siege zu verhelfen !“

Das Ueiriebsrätegesetz vbt dem Landtag
Das Gesetz de* Länderrats zur Durchfüh¬

rung und Ergänzung des KontroliratgesetzesNr . 22 (Betriebsrätegesetz ) fand die Mißbilli¬
gung aller Parteien . Der Antrag der Kom¬
munisten im sozialpolitischen Ausschuß , wel¬
cher die Vorlage eines neuen Betriebsräte¬
gesetzes verlangt , das dem Artikel 22 der
württ . - bad . Verfassung auf Mitbestimmung
gerecht wird , wurde auch im Landtag ein¬
stimmig angenommen.

Für di * Kommunistische Fraktion sprach
Paul Schreck .

Zustandekommen von Betriebsabkommen verhin¬
dern wollen .

Das ßetriebsrätegeset* des - Kontrollrates gibt
den Betriebsräten das Recht , mit den Arbeitgebernbetriebliche Vereinbarungen abzuschließen und
nach Artikel 22 unserer Verfassung sind die Ver¬
treter der Arbeitnehmer „an der Verwaltung und
Gestaltung der Betriebe “ zu beteiligen . Und Ar¬
tikel 23 bestimmt ausdrücklich , „daß die Arbeiter
und Angestellten dazu beruf | p sind , in Gemein¬
schaft mit den Unternehmern an der Regelung der
Lohn- und Arbeitsbedingungen , wie der gesamten
wirtschaftlichen Entwicklung der produktiven Kräfte
mitzuwirken “. Das zukünftige Detriebsrätegesetzmuß auf diesen dargelegten und verfassungsmäßig
garantierten Rechten aufbauen . Die Kommunisten
werden dieses Gesetz in den Betrieben zur Dis¬
kussion stellen , damit alle Arbeiter und Angestell¬ten dazu Stellung nehmen und Ihren Willen zur
Schaffung eines wirklich demokratischen Betriebs -
räte -Gesetzes zum Ausdruck bingen können .

Er wies darauf hin , daß die kapitalistischen Wirt¬
schaftsführer innerhalb einer Generation das deut¬
sche Volk zweimal in eine nationale Katastrophe
geführt haben und daß deshalb die Kräfte des Ka¬
pitalismus nie wieder allein bestimmend in Politik
und Wirtschaft werden dürfen . Das Mitbestim¬
mungsrecht der Arbeiter muß bei der gesamtenProduktion vom Einzelbetrieb beginnend und bis Indie höchste Spitze der zentralen Wirtschaftsorgan !- _ _sation verwirklicht werden .

Scharf trat Paul S c h r e c k den Scharfmachern SOfOftlQC HPffi ffBlf KffeatbetCllädiClte• us den Reihen der Untemehmerorganisation -n 111 IC
h
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,
im Arbeitsminister Rudolf Kohl hat mit demdritten Reich, den , .Horm -im-Hau3e-Standpunkt " _ . . . . . .vertreten , das verfassungsmäßig verankerte Recht rinsnsmlnister vereinbart , das mit sofortigen

der Arbeiter auf Mitbestimmung bestreiten und das Zahlungen an Kriegsbeschädigte begonnen wird.

Die Aufgabe im Westen:

Zusammenarbeit Sammlung und
Vereinigung!

Auf der 8. Tagung des Parteivorstandes der SED
erklärte Otto Grotewohl :

„Die Kommunistische Partei und die Sozial¬
demokratische Partei haben sich im Osten Deutsch¬
lands vereinigt . Diese Vereinigung ist die unbe¬
dingtere Voraussetzung für die Demokratisierung
Deutschlands . Darum haben wir auch' - bisher dar¬
auf verzichtet , in den Westzonen Deutschlands
Ortsgruppen der SED zu gründen .

Unser Ziel Ist es nicht, aus zwei Arbeiterparteien
drei zu machen , sondern aus zwei eine."
Diese Erklärung ist bedeutsam angesichts des

Bestrebens vieler SPD- und KPD-Genossen , welche
eine organisatorische Einheit der Arbeiterbewegung
auch im Westen heute schon schaffen möchten
ohne daß die erforderlichen Voraussetzungen daze ;
gegeben sind . Ihre Ungeduld läßt sie vergessen •!
daß man den zweiten Schritt nicht vor dem erster,
tun kann und daß die Einheit der Arbeiterbewe <,
gung ein Prozeß ist, der erwachsen muß aus de* .,
fruchtbaren Zusammenarbeit der Arbeiterpartei ' i
bei der Lösung der Lebensfragen unseres Vc . _ .

Einer unserer Freunde hatte vor kurzem d !<.
Gelegenheit , mit dem Mitglied des Parteivorstande :
der SED, Franz Dahlem , über die Arbeiterbe
wegung im Westen Deutschlands zu sprechen .
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Frans Dahlem ist der unerschütterlichen
berzeugung , daß die Einheit der Arbeiterklasse

ganz Deutschland unerläßliche Voraussetzung
Einheit and des Wiederaufstiegs Deutschlands

, erhaupt Ist. Er verwahrt sich jedoch dagegen ,■ ß politische Gruppen und Grüppchen unter Miß¬
vach des Namens der SED praktisch eine Auf -
iltung der Arbeiterklasse betreiben . Er steht in
m gemeinsamen politischen Handeln der beiden
beiterparteien und ihrem gemeinsamen außer -
llamentarischen Kampf den einzig sicheren Weg
r Einheit der Arbeiterklasse und damit zur Ein¬
it Deutschlands .

Kommunisten des Saargebiets
gegen Abtrennung

Die Kommunisten des Saar ^ biets nahmen auf
ter Bezirksdelegierten -Konferenz am 2. ds . Mts .
le Entschließung an . tn der es u . a . heißt :

„Da ungerechtfertigte *Grenzverschiebungen
weder die Ursache kriegerischer Verwick ’unten
liquidieren noch die Erfüllung berechtigter
Wiedergutmachungsansprüche garantieren , be¬
dauert die KP . die während der Kriegshandlun¬
gen im Osten vorgenommenen Grenzverände -
ri ngen ebenso , wie sie die wirtschaftliche and
politische Abtrennung von Deutschland ablehnt .**
Als einzige Partei im Saargebiet lehnen die

:ommunisten den wirtschaftlichen und politischen
nschluß an Frankreich ab . Die Konferenz ver¬
tagte die Enteignung der Kriegsgewinnler und
!e llebergabe der Schlüsselindustrie an das Saar¬
olk , sowie die Kommunalisiernng aller lebens¬
wichtigen Betriebe . Der Chefredakteur der sozial -
emokratischen Saarbrücker Zeitüng , der Genosse
Imst Roth , nahm in der Diskussion das Wort und
rntete lebhaften Beifall , als er forderte , daß die
aarländische Industrie in die Hände des Saarvol -
es überführt werden muß .

Mit dem Bekenntnis zur unteilbaren deutschen
lemokratischen Republik endete die Konferenz .

Gewerkschaftswahlen !
ln den Betrieben und auf den Büros werden

fegenwärtig wichtige gewerkschaftliche Wahlen
urchgeführt . Der Vorsitzende des Württembergisch -
Jadischen Gewerkschaftsbundes , der Genosse Paul
Schreck , gab unserem Berichterstatter folgende
Vufklärung über diese Wahlen .
1. Welche Wahlen . werden gegenwärtig durch -

gcfiihrt ?
Es handelt sich um die Wahl der Delegiertenür die einzelnen Industriegruppen . Bekanntlich

st unser Gewerksehaftsbund in Industrieverbände
>der Industriegruppen gegliedert . Eine Industrie
— ein Verband Alle in der Metallindustrie be¬
schäftigten Arbeitnehmer gehören z. B. zur Indu -
•triegrupoe Metall , ganz gleich welchen ' Beruf sie
m einzelnen haben . Und für diese Industriegrqo -
nen werden gegenwärtig die Delegierten - gewählt ,Amtsdauer derselben - 1 Jahr .
I. Welches Ist die Aufgabe der Delegierten ?

Alle gewählten Delegierten einer Industrie¬
gruppe kommen in der Regel 3monatlich zu einer
Oelegiertenversammlung zusammen . Die Delegier¬
tenversammlung wählt die Ortsverwaltung der In¬
dustriegruppe auf die Dauer eines Jahres . Die De¬
legiertenversammlung legt ferner die Richtlinien
fest , nach deinen die Ortsverwaltnng zu arbeiten
hat und nimmt zu allen wichtigen Fragen Stellung ,welche die Arbeiter - und Angestelltenschaft des
Industriezweigs angehen .
3. Wie werden die Wahlen durcbgeführt ?

Die Wahlen werden auf streng demokratischer
Grundlage durchgeführt . In Betriebsversammlun¬
gen der Gewerkschaftsmitglieder werden aus der
Mitte der Belegschaft heraus die Delegierten vor¬
geschlagen und aufgestellt . Die so aufgestellte
Vorschlagsliste wird im Betrieb allen Gewerk¬
schaftsmitgliedern zur Kenntnis gebracht , ln ge¬heimer Wahl per Stimmzettel hat dann jedes Ge¬
werkschaftsmitglied die Gelegenheit , dem Kandi¬
daten seine Stimme zu geben , der sein Vertrauen
besitzt .
4. Wie ist das Interesse an der Wahl ?

In der Metallindustrie , wo die Wahlen bereits
stattfanden , war ein sehr großes Interesse vorhan¬
den . Es wurden immer mehr Kandidaten aufge -
stel 'jt als zu wählen waren , so daß die Wähler
reichliche Auswahl hatten . Alle Mitglieder betei¬
ligten sich an der Wahl .
4. Werflen sonst noch Wahlen durchgeführt ?

Ja . Es werden noch die Vertreterwahlen für die
Ortsausschüsse des Württembergisch -Badischen Ge -
wcrkscbaftsbundes durchgeführt . Alle Industrie¬
gruppen eines Ortes gehören zum Bund , ln den
Mitgliederversammlung der Industriegruppen wer -
d =m die Vertreter für den Ortsauschuß gewählt .Die gewählten Vertreter kommen mindestens vier¬
teljährlich zusammen . Der Vorstand des Ortsaus¬schusses und die Vertreter dev Gewerkschaften in
sozialen , wirtschaftlichen und arbeitsrechtlichen
Köroerschaften werden von der Vertrerterver -
srtnmlung gewählt . Der Vertreterversammlung
obliegt auch die Entscheidung über salle gewerk¬
schaftlichen Fragen im Rahmen des Ortsaus -

, Schusses . '
Die vorliegenden Darlegungen unseres Genos -

*» Schreck dürften erkennen lassen , wie wichtig
*»** gegenwärtig in den Betrieben stattfindendenWahlen sind . Jedes Gewerkschaftsmitglied mußsieh deshalb an diesen Wahlen beteiligen . Es
müssen solche Arbeiter und Angestellten als Dele -
gieile gewählt werden , welche sich rückhaltlos fürdas Mitbestimmungsrecht der Werktätigen und fürden Aufb - .n eines neuen und wirklich demokrati¬
schen Deutschlands einselxen . *

Die Kommunisten fordern im Landtag:

Öffentlichkeitder Gemeinde- n. Stadtratsitzungen
Die Sitzungen des Stadtrats waren nach der

alten „Badischen Gemeindeordnung “ im Gegensatzzu denen des Bürgerausschusses nicht öffentlich , und
so Ist heute , nach dem Wegfall des letzteren , die
Einwohnerschaft nicht mehr in der Lage , unmittel¬
bar dem Gang der Verhandlungen zu folgen und
die Tätigkeit der einzelnen Parteien zu kontrol¬
lieren , und auch die Presse hat keine Möglich¬keiten , die Öffentlichkeit zu unterrichten , es sei
denn über die äußerst mangelhafte Information sei¬
tens der städtischen Presseämter .

Dies Ist ein Zustand , der lm Interesse einer
wirklichen Demokratie nicht mehr länger tragbarIst , zumal doch in der andern Hälfte unseres Lan¬
des , nämlich in Württemberg , die Sitzungen des
Gemeinde - und Stadtrats öffentlich sind .

Bereits vor nahezu einem Jahr hat die Landes¬
bezirksleitung Baden der Kommunistischen Partei
sich an das Innenministerium gewandt und Abän¬
derung dieses Zustandes gefordert Die Stadträte
einer ganzen Reihe von Orten , wie Mannheim , Hei¬
delberg , Karlsruhe . Pforzheim u . a ., haben ge¬
schlossen ebenfalls entsprechende Abänderung der
„Badischen Gemeindeordnung “ gefordert

Doch der Behördenweg ist lang , sehr lang und
der Amtsschimmel reitet langsam . Landesdirektor
Zimmermann vom Landesdirektorium des Innern
hat bereits im Juli 1946 der Kommunistischen Par¬
tei und den einzelnen Städten mitgeteilt , daß er
einen entsprechenden Gesetzesentwurf bereits aus¬
gearbeitet habe , uqd daß dessen endgültige An¬
nahme unmittelbar zu erwarten sei . Inzwischen Ist
ein Dreivierteljahr vergangen , und trotz immer
wiederholter Anträge der Kommunistischen Partei
ist buchstäblich hichts geschehen . Auch d ' e Presse
hat in einer ganzen Serie von Abhandlungen ver¬

geblich die Herstellung der sofortigen Oeffentlich -
l- 2it der Gemeinde - und Stadtratssitzungen ge¬fordert . '

Die Landtagsfraktion der Kommunistischen Par¬
tei hat , um endlich dem unerträglichen Zustand ein
Ende zu bereiten , eine „Große Anfrage “ an die Re¬
gierung gerichtet , mit folgendem Wortlaut :

„Die Fraktion der KPD ersucht die Regierungum Auskunft , wie weit die Bearbeitung des Ge¬
setzentwurfs des Herrn Abgeordneten . Landes¬
direktor Zimmermann , Abänderung der Badi¬
schen Gemeindeordnung , die Zulassung von
Presse und Öffentlichkeit zu den Gemeiriäe -
ratssitzungen in Nordbaden betreffend , gediehenist . Sie lenkt die Aufmerksamkeit der Regie¬
rung auf den von allen Sthdten Nordbadens als
unerträglich empfundenen Mißstand , daß bis
heute weder Presse noch Oeffentlichkeit auf
Grund der überholten Badischen - Gemeindeord¬
nung zugelassen sind .“

Außerdem wurde von der Kommunistischen Land¬
tagsfraktion folgender „A n f r a g“ eingebracht :

„Der Landtag wolle beschließen : Die Regie¬
rung wird ersucht , das Lapdesdirektorium des
Innern , Nordbaden , zu ermächtigen , bis zur end¬
gültigen gesetzlichen Regelung eine vorläufige
Verordnung ju erlassen , die Badische Gemeinde¬
ordnung in dem die Nichtzulassung von Presse
und Oeffentlichkeit zu Gemeinderatssitzungen
betreffenden Teil außer Kraft zu setzen .“

Wir hoffen , daß durch das Vorgehen defr kommu¬nistischen Partei der Verschleppungstaktik automa¬
tischer Behörden jetzt endlich Halt geboten , und
eine der elementarsten Voraussetzungen demokra¬
tischer Selbstverwaltung verwirklicht wird .

Der Joker Bismarck — kein Militarist?
Die Bewohner einiger Stadtteile , Insbesondere

der Siedlungen Schönau und Gartenstadt , haben
auf Anordnung der Stadtverwaltung allerlei neue
Straßennamen , wie Waldgrubenweg , Anemonenweg ,
Narzissenweg usw . erhalten , welche sie sich be¬
stimmt nicht selbst gewählt hätten , wenn man sie
darüber befragt hätte .« Im Sinne der Demokratie
wäre es gelegen , die Bevölkerung bei der Schaf¬
fung neuer Straßennamen selbst mitwirken zu las¬
sen und bei der Neubenennung dieser Straßen des
Bestreben zur demokratischen Umgestaltung
Deutschlands Zum Ausdruck zu bringen .
* Daß dies letztere nicht geschehen ist , dcß man
auch die Gelegenheit versäumt hat , die Bevölkerung
in demokratischer We ;se mitwirken zu lassen bei
der Bennung von Straßen , in denen sie ja schließ¬
lich wohnt , ist bedauerlich .

Bedenklich aber ist , daß man bei diesem löb¬
lichen Werk , zu dem die Kommunistische Stadt¬
ratsfraktion schon seit Monaten durch verschiedene
Anträge auffordert und das jetzt bezeichnender¬
weise erst auf Anordnung der Militärregierung
durchgeführt wird , weil es .eben durchgeführt wer¬
den muß , dabei vergessen hat , daß eine große
Ztraße und ein Platz im Stadtinnem von Mannheim
den Namen eines der markantesten Vertreter des
preußisch -deutschen Militarismus , des reaktionären
Junkers Bismarck , trägt .

Die Fraktion der Kommunistischen JPartei im
Mannheimer Stadtrat hat daher einen Antrag ein¬
gebracht , in dem es heißt ;

„Laut einer Anordnung des Alliierten Kon -
' trollrates müssen alle Straßen . und Plätze , deren

Benennung geeignet ist , den Geist des National¬
sozialismus und Militarismus , sowie der Kriegs¬
hetze wachzuhalten , umbenannt werden .

Die Kommunistische Partei stellt den Antrag ,
im Zuge dieser Maßnahme auch die im Stadt -
innern gelegene Bismarckstraße und den Bis¬
marckplatz umzubenennen .

Es besteht kein Zweifel darüber , daß der
Junker Bismarck , der Mann des Sozialistenge¬
setzes und des Kulturkampfes , der Schöpfer
Preußendeutschlands , am Anfang einer Entwick¬
lung steht , die sich für das deutsche Volk und
für den Frieden der Welt als unheilvoll erwiesen
hat . Das Bismarckreich von Blut und Eisen wurde
unter Anwendung von Vertragsbrüchen , und
Kriegen errichtet . Der preußische Polizei - und
Militärstaat .des Junkers Bismarck ist der Vor¬
läufer des Hitler -Reiches . Bismarck , der Reprä¬
sentant der Junker - und Militaristenkaste , würde
heute , lebte ör noch , bestimmt in Nürnberg auf
der Anklagebank sitzen .

Eine Stadt wie Mannheim , die am Aufbau
eines neuen demokratischen Deutschlands mit -
arbeiten will , kann daher unmöglich den Na¬
men eines solchen Mannes in einer ihrer be¬
deutendsten Straßen verewigen .

Der technische Ausschuß der Stadt Marthheim
hat daher dem Stadtrat baldigst einen Vorschlag
auch für die Umbenennung dieser Straße zu un¬
terbreiten .“

Erstaunlicherweise sind manche maßgebliche
Personen der merkwürdigen Ansicht , daß Bismarck
kein preußischer Junker , kein Reaktionär und kein
Militarist gewesen sei , denn in dem zuständigen
Ausschuß wurde der obige Antrag auf Durchfüh¬
rung der Umbenennung mit 3 gegen 2 Stimmen
ab *,elehnt .

Die Kommunistische Partei hat beantragt , daß
die Vollversammlung des Stadtrats .darüber ab¬
stimmt , ob in einer Stadt wie Mannheim , in der
die Mehrheit dir Bevölkerung die beiden Arbeiter¬
parteien beauftragt hat , die Intefpssen der werk¬
tätigen Bevölkerung zu vertreten , die Erinnerung
an den reaktionären preußischen Junker und Mili¬
taristen Bismarck weiterleben soll oder nicht .

ZJeuisekland RUNDSCHAU

4t Die erste Frau ln der italienischen Regierung
wird die Kommunist , n Maria Rossi als Unterstaats¬
sekretär für NachNriegshilfe und Pensionswesen
sein .

4t Die erste Fran in der britischen Regierung ,Unterrichtsminister Miß Ellen Wilkinson , ist ge¬storben .
4tEin zentralisiertes Deutschland fordert d! e

tschechoslowakische Regierung in einem Memoran¬dum an die Sonderoeauftragten der vier Aüßen -
minister in der Deutschlandfrage , da ein deutscher
Bundesstaat die Kontrolle der Alliierten schwä¬
chen würde .

4t Der Gouverneur des Staates Pernambuco wird
auf Grund des letzten Wahlergebnisses in Brasilien
ein Kommunist sein ; ferner liegt lm Staate Sao
Paulo der brasilianische Kommunist Ademar de
Barron gegen den Widerstand der kirchlichen
Partien in Führung um den Gouverneursposten .

4t Der frühere US -Handelsmlnister Walles ent¬
wickelt in seiner Wochenschrift :w Republic “
sein Programm , in dem er weitgehende Abrüstung ,
Verwendung der Atomenergie nur für friedliche
Zwecke , Stärkung der UN und Verständigung mit
der Sowjetunion fordert .

4t Ein Friedenskongreß der deutschen Frauen
wird vom 7 . bis 9. März in Berlin stattfinden . Bei
dieser Gelegenheit wird die Gründung ejfies demo¬
kratischen Frauenbundes Deutschlands erfolgen .

4t Abstimmung über Sozialisierung des Ruhr¬
bergbaus lordert jetzt neben KPD und FDP auch
der Industrieverband Bergbau auf einer Zonen¬
konferenz in Bochum .

4t Ernteergebnis 1916 . Nach amiillchen deutschen
Statistiken soll die Kartoffelernte der US -Zone um
19 Prozent niedriger sein als 1945 . Die Heuernte
um 20 v . H und die Futtermittel ernte um 16 v . H.
Die Zuckerrübenemte dagegen wurde verdoppelt
und die Weißkotolernte war um 88 Prozent höher
als 1945 . Ziffern für Getreide sind nicht verfügbar .

4t Erntestatistik ange—reifelt . Von amerikani¬
scher Seite werden Zweifel geäußert , ob die Zah¬
len der deutschen Erntestatistiken zutreffen . Für
das Jahr 1946 sei die Größe der landwirtschaftlich
genutzten Flächen und deren Erträgnisse zu niedrig
angegeben . Einige f mroben hätten gezeigt , daß
die Kartoffelernte v niedriger angegeben wor¬
den sei .
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' Achtung ! PoHUsdi Verfolgte !

Alle politisch Verfolgten werden aufgefordert ,
^ gehend eine ausführliche Schilderung einzusen -
jjen über die ehemaligen Gestapobeamten Gerst
und Frietsch und alle anderen Mannheimer Ge -
riapoknechte . Aus den Schilderungen soll hervor -
jehen, mit welchen brutalen Mitteln bei Verneh¬
mungen und Verhaftungen vorgegangen wurde .

Ferner werden alle ehemaligen politischen Häft¬
linge , die nach dem 8 Dezember 1941 in den Kon -
,entrationslagern Mauthausen , Flossenbürg oder
ln deren Außenlager oder Außenkommandos wa -
fen , aufgefordert , sich umgehend schriftlich zu
melden.

Meldungen und Einsendungen sind zu richten
sn die Kreisbetreuungsstelle der vom Naziregime
politisch Verfolgten in Mannheim , Luisenschule ,
Zimmer 19.

Helft der Jugend !
Mit dem Zusafnmenbruch der Hitlerherrschaft

brach für Millionen deutscher Jugendlicher ein
vermeintliches IdeaJ "Zusammen . Auf das tiefste
erschüttert und bis ins letzte verwirrt steht die
deutsche Jugend heute vor dem Ruin . Die bittere
Erkenntnis bricht sich Bahn , verführt , betrogen , ln
Not und Tod gehetzt für die Profitgier einer
Kriegsinteressenten gruppe .

Wie reagiert ein großer Teil der Jugend auf
diese Erkenntnis ?

Die Rufe zur Mitarbeit am Aufbau der Demo¬
kratie , am Aufbau Deutschlands werden hohn -
iäcbelnd mit ,.nie wieder sich für etwas einsetzen "
beantwortet . „ 12 Jahre sind wir marschiert , 8
Jahre haben wir auf alle , auch die kleinsten Freu¬
den verzichtet Wir wollen jetzt leben , tanzen , all
das nachholen , was wir versäumt haben . Bleibt
uns mit Mitarbeit und Einsatz vom Leibe .“ Viele
Jugendliche betrachten das I.eben als sinnlos . Miß¬
trauisch stehen sie selbst den wirklichen Freunden
und Helfern gegenüber .

Diese Einstellung der Jugend birgt aber eine
große Gefahr ln sich .

Die Reaktionäre , die Schuldigen am Unglück
,6er Jugend , treten auf den Plan . „Die Jugend Ist
verwahrlost , sie muß strenger angefaßt werden ,
straffere Zucht und Ordnung , straffe Führung “
verlangen diese Reaktionäre . Bezeichnend dafür
ist , daß die CDUfn Frankfurt die Einführung eines

Achtung !

Willi Boepple , M . d . L.
spricht am 24 . Februar , 19.30 Uhr, im Heidel¬
berger Rundfunk .

Berichtigung
Der Arbeitsminister Kohl spricht

am 25. Februar 1947, 15 .00 Uhr
in einer Betriebsversammlung

'der Waggonfabrik
Fuchs, Heidelberg -Kirchheim , über das !

Thema: Arbeitsrecht.

Arbeitsdienstes für die Jugend vorschlug . Wir
lehnen das ab , weil wir noch zu gut die Entwick¬
lung kennen , die mit dem Arbeitsdienst Ihren An¬
fang genommen hat . Freiwilliger Arbeitsdienst —
RAD — Wehrmacht — Heldentod . Um die „Ver¬
wahrlosung der Jugend " zu verhindern bedarf es
anderer Mittel und zwar der Hebung des - Lebens -
standartes der Jugend , der Verbesserung ihrer
wirtschaftlichen und sozialen Lage .

Wir betrachten es als dringendste Aufgabe , der
deutschen Jugend zu helfen . Wir haben zu diesem
Zwecke im Diskussionsklub der „German Bouth
Aktive “ ln der Leibnizstraße 23 folgende

Sofortmaßnahmen zur Linderung der Not
unserer Jugend

vorgeschlagen :
1 . Bereitstellung von Heimen für eitern - lind

heimatlose Jugendliche .
2. Errichtung von Lehrwerkstitten .
3 . Erweiterung der Schulspeisung elnschl . der

Speisung der Jugendlichen in den Betrieben .
4 . Jugendliche ln öffentliche Aemter (speziell

Stadtjugendamt , Arbeitsamt , Jugendgericht ).
5. Errichtung von Aufenthaltsrünmen mH ange -

scblossener Bücherei für die Jugend .
6. Spezielle Jugend Veranstaltungen ln Theater

und Kino , Konzerte für die JUgend.
7. Vorträge über andere Länder und Staaten als

Mittel zur Bildung and Völkerverständigung .
8 . Einrichtung eines Jugend -Forums zur politi¬

schen Orientierung deF Jugend .
9. Heranziehung der Jugend bei der Durchfüh¬

rung dieser Maßnahmen .
Wenn man digse Sofortmaßnahmen in kurzer

Zeit Wirklichkeit werden läßt , dann sieht die
Jugend , daß man nicht nur Worte , sondern auch
Taten für sie übrig hat . Sie wird Vertrauen zur
Demokratie und ihren Lenkern bekommen , sie
wird sich aktiv in den Aufbau Deutschlands ein¬
schalten und , was wir nicht vergessen wollen , der
Not und dem moralischen Verfall Ist bis zu einem
gewissen Grade Einhalt geboten .

Holzschrauben-Episode
Holzschrauben sind heut Mangelware ,
drum geht Fritz Meier ungeheißen ;
denn das ist üblich so im Lauf der Jahre ,
zum Wirtschaftsamt , Abteilung „Eisen ".

Der Beamte lächelt überlegen ,
tut bürokratisch , dünkelhaft .
„Mein Herr , Sie sind auf falschen Wegen ,
Sie müssen zur Abteilung „ HolzuHrtschaft " .

Fritz Meier muß um Fassung ringen ,
er fragt steh , ob er denn trohl träume ,
doch denkt er „ Götz von Berlichinpen ".
und flieht die edlen Räume .

Diese kleine Episode
sie ist wahrhaftig vorgekommen ,
es scheint wohl eine neue Mode ,
daß Schrauben jetzt aus Holz gewonnen .

. Kurt W olf in g er , Karlsruhe .

Gemeinsame Protestkundgebung
der KPD und SPD

Aus Anlaß der neuerlichen Bombenattentate
fand am Sonntag , den 9 Februar 1947 ln Mann¬
heim -Sandhofen eine von der KPD und SPD ge¬
meinsam einberufene Protestkundgebung statt .

Nach den von dem Landtagsabgeordneten Willi
Boepple (KPD ) und dem Ortsgruppenleiter Sedlac -
zek (SPD ) gehaltenen Referaten nahm die Ver¬
sammlung einstimmig folgende Resolution an :

Resolution
„Was bis heute ln der Frage der Entnazifizie¬

rung getan wurde , entspricht weder den politischen
Notwendigkeiten noch dem Gerechtigkeitssinn des
Volkes . Die ergangenen Urteile verfallen der
Lächerlichkeit und das Sprichwort von den Großen ,
die man laufen läßt und den Kleinen , die man
hängt , bewahrheitet sich immer mehr .

Qadanktacja DER WOCHE

13. 2. : 1945
14 2. : 1468

15. 2 . : 1937

1781
1564

16. 2 . : 1834
1497

17 2. : 1919
- 1892

1856
1827
1673
160d

18 2. .' 1942

1564

1546
19 2 . : 1943

1837

1473

Budapest von der Roten Armee Ijgsetzt .
Johann Gntenberg , Erfinder der Buch¬
druckerkunst . m Mainz gestorben .
Johann Eggert ; Arbeiterführer , hin¬
gerichtet .
Gotthold Ephraim Lessing gestorben .
S . Galilei geboren .
Ernst Haeckel . Naturforscher , geboren .
Philipp Melanchton . Reformator , geb .
Generalstreik im Ruhrgebiet für die
Sozialisierung des Bergbaus .
Theodor Plivier geboren .
Heinrich Heine im Pariser Exil gest .
Heinrich Pestalozzi gestorben .
J G . Mallere gestorben .
Giodano Bruno als Ketzer verbrannt .
Hilde Jadanowitz wegen illegalen
Kampfes gegen Hitler hingerichtet .
Michelangelo , Bildhauer und Maler der
Renaissance , gestorben .
Martin Luther gestorben .
Hinrichtung der Münchener Studenten
Hans und Sophie Scholl Prof . Karl
Huber und viele andere Antifaschisten
verhaftet und später hingerichtet .
Georg Büchner , Dichter , radikaler De¬
mokrat , im Exil gestorben .
Kopemikus geboren .

nächsten Tagen innerhalb des Polizeikörpers ab¬
stimmen lassen wolle und die feste Ueberzeugung
habe , daß mindestens 95 Prozent der Beamten für
ihn stimmen würden . Dieses Abstimmungsergebnis
wolle er dann dem Stadtrat vorlegen .

Viebig muß gehen !
Das Verhalten des Reaktionärs Viebig droht all¬

mählich zum öffentlichen Skandal auszuwachsen .
Dieser Mann a ' s Leiter der Mannhe ' mer ScLn *z_

Wir fordern :
1. Für die Besetzung der ,Spruchkammern nur ehr¬

liche und aufrichtige Demokraten , sowie Ein¬
schaltung der Gewerkschaften .

2. Sofortige Einleitung der Verfahren gegen die
belasteten Großen und Annull 'erung sämtlicher
bisher ausgesprochener Gefälligkeitsurteile .

3. Schärfste Bestrafung der Bombenattentäter ,
Terroristen und versteckten Angreifer auf un¬
seren jungen demokratischen Staat .

4 . Volles Mitbestimmungsrecht in den Betrieben
. zur restlosen Säuberung der Wirtschaft .“

Militarist Viebig vereidigt
Mannheimer Polizei !

Seit mehr als einem halben Jahr befassen wir
uns in diesen Spalten mit dem bisherigen Kom¬
mandeur der Mannheimer Schutzpolizei , Viebig ,
Der Personalausschuß und der Stadtrat von Mann¬
heim sind einstimmig zu der Ueberzeugung gekom¬
men , daß Viebig als notorischer Militarist an
leitender Stelle des Polizeiwesens einer Stadt wie
Mannheim unmöglich ist , da er keine demokra¬
tische Amtsführung gewährleistet .

Neuer Leiter der Schutzpolizei berufen
Die Stelle des Leiters der Mannheimer Schutz¬

polizei wurde ausgeschrieben und der Stadtrat von
Mannheim 'hat einstimmig aus einer größeren Zahl
von Bewerbern seine Wahl getroffen . Es steht
lediglich noch d :e Zustimmung der Militärregie¬
rung für den künftigen Leiter der Schutzpolizei
aus .

Viebig soll „die Treppe ■hinzu Hallen !“

Wie 'wir in unserer letzten Nummer berichtetem
wandte sich Viebig , wärmstens ♦ empfohlen durch
maßgebende Persönlichkeiten der Mannheimer
Stadtverwaltung , nach Ulm , wo er mit seinem In¬
zwischen in Mannheim erworbenen Reitpferd und
einem beschlagnahmten und ihm übereigneten
Personenwagen als . leitender Polizeibeamter ein -
zuziehen hoffte . Inzwischen hat man aber auch in
Ulm Lunte gerochen und verzichtet auf den Mili¬
taristen Viebig , genau so , wie es die Landespolizei
Württemberg -Baden tut , bei der er die „Treppen
hinaufzufallen ‘ hoffte .
Militarist Viebig vereidigt demokratische Polizei !

Nun hört die erstaunte Mannheimer Bevölke¬
rung vor einigen Tagen ; daß ausgereehnet Herr
Vieb g , ausgesprochener Militarist und Antidemo¬
krat von Natur aus , ein Mann , den wir lieber
heute als morgen aus dem Mannheimer Polizei¬
wesen verschwinden sehen , ln diesen Tagen die
neuen Mannheimer Polizeibeamten ve -eidlgf hat !
Das hat gerade noch gefehlt , daß ein Militarist die
Angehörigen eines demokratischen Polizeikörpers
vereidigt ! Die Mannheimer Bevölkerung ist schon
äußerst beunruhigt über den schleppenden Gang
der Dinge und fordert , daß die einstimmigen
Stadtratbesrhlüsse auf Entlassung von Viebig und
Neubesetzung der Steile des Leiters der Mann¬
heimer Schutzpolizei durch einen zuverlässigen
Demokraten sofort in die Tat umgesetzt werdei ^l

Diktatorische Abstimmungsmanöver !
Um die eigenartigen Vorgänge bei der Mannhei¬

mer Polizei noch zu krönen , erfahren wir soeben ,
daß Viebig dieser .l£« t>e in einer Besprechung er¬
klärt hat , er würde in Mannheim nur der
Gewalt weichen . Das . ist der Gipfel der
Frechheit ! Außerdem erklärte er , daß er in den

polizei stellt eine Gefahr für den Aufbau der De *
mokratie darl Keinen Tag länger darf der Milita¬
rist Antidemokrat und Reaktionär Viebig sein
Treiben bei der Mannheimer Polizei fortsetzen !

Diebstahl von Lebensmittelkarten
beim Ernährun^samt Mannheim
In Mannheim und Umgebung wurde im Laufe

der verflossenen Monate e*n schwunghafter Handel
mit Lebensmittelkarten festgestellt . Man konnte
solche für hohe Preise aüf dem Schwarzen Markt
kaufen , •

Vor wenigen Tagen wurde nun plötzlich der
Leiter der HäuptkSrtensteile am Ernährungsamt
Mannheim -«

Julius Lemmin
verhaftet .

Es stellte sich heraus , daß dieser Beamte am
laufenden Band ' tausende * und abertausende Le¬
bensmittelkarten aus verschlossenen Räumen ge¬
stohlen hat und sie in denVerkehr auf den Schwar¬
zen Markt brachte . Den Verkauf dieser Karten
besorgte Lemmin nicht selber , sondern bediente
steh hierzu einer ganzen Anzahl anderer Personen ,
die nun ebenfalls verhaftet wurden . ; Lemin betrieb
also den Diebstahl im großen und als rentables
Geschäft .

Als wir von einigen Wochen in unserer Volks¬
stimme auf die Unterschlagung von über 1000 Ztr .
Mehl , auf die Einbrüche und Diebstähle von Le¬
bensmittelkarten in deil Bezirksstellen des Ernäh¬
rungsamtes hinwiesen , war es das Landesernäh¬
rungsamt in Karlsruhe , das uns beschuldigte , wir
hätten die Unwahrheit geschrieben . Wie damals ,
so richten wir auch heute * wieder an die über¬
geordneten Stellen des Ernährungsamtes Mann¬
heim , sowie an die Leitung des Landesernährungs¬
amtes Karlsruhe die Frage :

Wie war es möglich , daß ein höherer -Beamter
des Emährungsamtes . Mannheim Diebstähle von
Lebensmittelkarten lange Monate hindurch betrei¬
ben konnte ? Den Herren in Karlsruhe und Mann¬
heim war doch die Tatsache ; daß Lebensmittel¬
karten auf dem Schwarzen Markt massenweise ge¬
handelt wurden , bekannt ! War das für sie nicht
Ursache , bei den ihnen unterstellten Aemtern eine
schärfere Kontrolle durchzuführen ? Aber nichts
dergleichen geschah , denn sonst hätte dieser Dieb -
Stahl gleicl ) von vornherein aufgeklärt werden
müssen . Schuldig ist aber nicht nur der , der die
Diebstähle begangen hat , sondern mitverantwort¬
lich , daß sie in dem Umfange begangen werden
konnten , sind

alle übergeordneten Stellen .

Wir verlangen deshalb strengste Untersuchung
dieses Falles und schärfste Bestrafung der Schul¬
digen . Die Mannheimer Bevölkerung hat ein
Recht , dies zu fordern , sie hat es umsomehr , weil
man den Schwerarbeitern vor wenigen Tagen die
Hälfte ihrer Zulagen gestrichen hat , während hier
viele tausende Lebensmitte ' kargen gesiohien und
auf Grund der hohen Preise , die hierfür Im Han¬
del bezahlt werden , nur von denen gekauft werden
können , die über große Geldmittel verfügen .

Dieser Fall zeigt erneut , wie notwendig es ist ,
Ausschüsse einzusetzen , die auf breitester Grund¬
lage von der Bevölkerung gewählt und hier mit¬
bestimmend tätig sein müssen .' Diese Ausschüsse
müssen zur Mitwirkung und Mitkontrolle bei den
öffentlichen Stellen unbedingt geschaffen werden .
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Irr » . , Tempo “ rfer ZeH . . . .

in 2930 Jahren
8 , Nazis noch lm „Eü “-Verfahren ,der Letzte freut sich, wie Ihr seht ,wells „1000jährige" doch besteht !

Unter der Xicpe
Mannheim _Schon ln die vierte Woche geht die nun ununter¬brochen anhalter le Kälte mit ihrem Mangel an Feue -ruhgsmaterlal . Mutet es da nicht eigenartig an , daßnun schon Im zweiten Jahre nach dem Zusammenbruchaut den Trümmern Balken und Brennholz herumliegen ,ohne daß der betreffende Trümmerbesitzer daran denkt ,dieselben einer Verwendung zuzuführen . Besonderskraß treten solche Zustände ln den Vörorten zutage ,ln ' denen Fälle festzustellen sind , wo zusammengebombteGebäude noch genau Se daljegen , wie ln der Stundedes Zusammenbruchs , ohne daB der betreffende Be¬sitzer auch nur einen Finger krumm macht , um daslangsam verfaulende Holz wenigstens Menschen zuüberlassen , die dringend Heizmaterial benötigen .' Es ,muQ hier " an das Hochbauamt die Forderung ge¬richtet werden , solche Zustände umgehend zu be¬seitigen und dafür zu sorgen , daB die dem Verderbausgesetzten Holzbestände sofort der armen minder¬bemittelten Bevölkerung überlassen werden , da diesesHolz , das nun schon jahrelang allen Wltterungseln -flü sen ausgesetzt ist . doch nicht mehr zu Bsuz -v - 'C' -nverwendet werden kann , ganz abgesehenTdavon , daB dieBesitzer solcher brachliegenden Objekte eich aüfsschwerste am allgemein geforderten Wiederaufbau ver¬sündigen .

Mannheim-Waldhof' Man schreibt uns : .i „Eine typische Vertreterin der Naziidfeologle scheintdie schon aus dem Dritten Reich sattsam bekannteLydia Schmitt , Tochter 8er Eisengießerei SchmittSöhne ln Mannhelm -Waldhof zu sein . Nicht genug da¬mit , daB sie vor dem Umbruch - als fanatische Ver¬treterin der Maehtrauschpolitlk ihres „Führers ** hul¬digte , entblödet sie sich nicht , ln einer der vor einigenTagen stattgefundenen Veranstaltung lm Lokal TrunzerIhre auch heule noch vorhandenen Naziideen öffent¬lich an den Tag zu legen .“
. Wir hoffen , der Spruchkammer mit diesem Hinweiseinen Dienst getan zu hi-oen.

Karlsruhe
Folgende interessante Anfrage scheint uns der Ver¬öffentlichung wert :

. . .Heute hörte ich , daß der Zuzug nach dem KreiseKarlsruhe gesperrt ist . Dies trifft anscheinend fürnachweislich aktive Offiziere aus der Ostzone nicht zu,da denselben der Zuzug ohne weiteres genehmigt.wird .**
Was aagf der FlüehtUngsreferent hierzu ?

Lauaa
In Lauda . besteht eine Elüchtlingsbetreuungssteile ,die ein Herr Josef Dlpong , angeblich seines Berufesnach Ingenieur ( ? ) , leitet . Wie dieser Vertrauensmannder Flüchtlinge sein Amt auffaBt , erhellt folgenderVorgang :
Herr Dipong dringt abends in die Wohnung einerFlUchtllngslamille ein , kontrolliert , ob fremde Männeranwesend sind , und bezeichnet die Wohnung der Fa¬milie als Bordell

■ Diese Gestapo -Manieren entsprechen den Aeußerun -gen , welche Volksdeutsche Flüchtlinge aus UngarnImmer wieder über Ihn machen :Herr Dipong sei kein Ungar , sondern Rumäne :Die ganze Verwandtschaft des Herrn Dipong seiRieht ausgewiesen , nur er befindet sich in Deutschland !Die Frau , mit der Herr Dipong ln ehelicher Gemein¬schi rt lebt , sei gar nicht seine Ehefrau , sondern eineBekanntschaft aus dem Flfichttingszug .Könnte dem Herrn Dipong nicht der Boden ln Ru¬mänien etwas zu heiß geworden sein , vielleicht garwegen der faschistischen Eisernen Garde ?

Strümpfelbrunn
Mit dem äußerst anrüchigen Gebaren des CDU-Bürgermeisters , Kreisrats und Kreislandwirts , sowieLandtagskand .daten Arthur Steck ln Strumplelbionnbeschäftigte sich ln zweitägiger Verhandlung d - s Mn --bacher Strafgericht . Steck hatte sich nicht gescheut ,einen Antlla . chlsten wegen Be .eidigung ' in io Punk¬ten anzuzeigen . In nicht weniger als 26 Punk *- "dieser freigesprochen , ein Beweis dafür , daß Steckimmerhin in *6 Punkten mit zum Teil ganz üb.un voi -wü -fen belastet Ist. Allein fünf Zeugen sagten unterEid aus , daß d'eser famose CDU-Bürgermeister beiIhm arbeitende Polen durch Schläge mißhandelt hat .Man hätte erwarten sollen , daß der zuständige Land¬rat Dörzbacher das größte Interesse daran hat . ln
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Gegen das Anbauverbot für die Hybridenrebe
Im Stadtteil Mannheim -Käfertal wurde neuer¬dings eine Aktion gegen den Anbau der Hybrl -den -Reben (Amerikaner -Reben ) unternommen .Die Bauern und Kleingärtner sollten die vor¬handenen Hybridenstöcke herausreißen . UnserGenosse P .s ii Schreck hat im Mannheimer Stadt¬rat gegen dieses Vorhaben Stellung genommen .Vom Oberbürgermeister wurde darau rhin ver¬sichert , daß das Herausschlagen der Hybriden *reben so lange unterbleibt , bis eine neue gesetz¬liche Regelung getroffen ist.

Die Hybride (Amerika-Rebe) unterscheidet sichvon den europäischen Edelweinsorten durch Ihregrößere Ertragfähigkeit'. Dabei stellt sia geringeAnsprüche an Boden und an das Wetter und trägtfast, jedes Jahr . Von vielen Bauern und Klein¬gartenbesitzern wird die Hybride angeptlanzt, umein Hansgetränk zum eigenen Verbrauch erzeugenan können.
Schon in der Weimarer Republik hatte derKampf um die Hybride sehr heftige Formen an¬genommen Der Anbau der Hybride wurde 34 kmim Umkreis von Edelweinbaugebieten gänzlich ver¬boten. Dieses Verbot hatte schon damals den Wi¬derspruch vieler Weinbauern hervorgerufen und Mtmanchen Orten kam ee an heftigen Protesten und .Demonstrationen. Das Verbot wurde erlassen aufBetreiben der großen Weinbergbesitser, die dieKonkurrenzder billigen Amerikanerwein« für ihreEijelweine fürchteten. *_Im dritten Reich wurde das Gesets gegenden Anbau der Hybriden mit aller Schärfeund Rigoros .tät durchgeführt.Viele Weingärtner und Bauern mußten in denJahren des Hitlerismus ihre Weinstöcke heraus¬reißen und wurden im. Falle des Widerstandes mitKZ und Gefängnis bedroht. In manchen Gegendenunseres Landes gibt es heute große Flächen, dieverödet sind , weil unter Hitler die Weinstöcke her¬ausgehauen werden mußten .

In der Landbevölkerungherrscht große Erbitte¬rung darüber , daß noch keine zeitgemäße Revisiondes unhaltbaren Gesetzes durchgeführt wurde. Beiuns liegen Zuschriften vor, die zu dieser FrageStellung nehmen und eine Revision dringend for¬dern. Eine Zuschrift nimmt gegen das „Württem -bergische Wochenblatt für die Landwirtschaft**Stellung, welches behauptet, daß der Edelwein¬anbau durch die Anpflanzung von Hybridenrebenin Gefahr sei. Es heißt dann weiter: „In demMaße, wie einst - die Amerikanerreben beseitigtwurden zum Gaudium der Gfoßwelnbergbesitzer,ist auch der . Edelwein von der Bildfläche ver¬sehwunden , . , Millionen fragen eich schon lange.

warum wir die Hybriden nicht pflanzen sollen, diejedes Jahr große Erträge liefern, ohne spritzen undschwefeln zu müssen, zumal gewisse Spritzmittelim Ausland bezogen werden müssen , . . .*< De,Einsender.frägt schließlich, wo der Wein In diesemJahre geblieben sei bei der reichlichê Ernte . Feststeht, daß durch den Anbau der Hybride für vieleminderbemittelte Volksschichten ein billiger Tisch¬wein in großer Menge erzeugt werden könne.
Die Kommunistische , Landtags -fraktlen aat sieh die Sorgen derBauern und Kleingärtner und derIhrigen Volksmassen zn eigen ge¬macht . Sie hat einen Antrag in Vor¬bereitung , der eine Aendernng dergesetzlichen Bestimmungen fordertund der ln den nächsten Sitzungendes Württemberglsch - BadischenLandtags sur Debatte gestellt wird .
Gräfliches von Erbach -Erbach

Von der blanblütigen Domäne Erbach im Oden¬wald erzählte mir e.
'n Reisender schon vor 1933Unglaubliches über die braune Einkleidung der Do.mtetiken und deren militärische Bewegungen, dieder Graf aehon damals verlangte. Dieser GralAlexander von Erbach -Erbach hatte eich vor derSpruchkammer wegen seiner seit 1937 bestehendenMitgliedschaft zur NSDAP, Reichskriegerbund,Reichsjägerschaft und Reichsnährstand zu verant¬worten. Der Graf hat ln seinem Betrieb 'die niedrig¬sten Leistungen sämtlicher landwirtschaftlicher Be¬triebe aufzuweisen und weigerte sich, LS Prozentseines Grundbesitzes sur Errichtung eines Ver¬suchsgutes abzugeben . Schon vor 1933 hatte er alsStehlhelmführer ein bewaffnetes Kommando in Er¬bach stehen. Er betrieb die Abdankung des demo¬kratischen Bürgermeisters. 1944 sandte er ein Er¬gebenheitstelegramm an Hitler wegen der „Erret¬tung des Führers“. Er mißhandelte eine Fremd¬arbeiterin.

Der öffentliche Kläger beantragte die Ein¬reihung ln die Gruppe II , ein Jahr Sonderarbeitund Einziehung von 75 Prozent des gräflichen Ver¬mögens. Durch die christliche Haltung der gräf¬lichen Familie ergab sich Scheinbar ein Minde¬rungsgrund , dsf' die Kammer ihn in die Gruppe derMinderbefasteten einreihte . 75 Prozent seines Ver¬mögens werden eingezogen. Die Domäne des Aul¬bacher Gebietes und das Jagdschloß wurden er¬eignet für Siedlungszwecke und ein Erholungsheim .

Brachland wird kultiviert
Ein Leser unserer Volksstimme schreibt uns :

„Wie lange muß noch die schöne Erdeum uns herum brachliegen , bis sie wiederin kulturfähigen Zustand versetzt wird . Eshandelt sich hier im Sandgewann 73 (zwi¬schen Waldhof—Luzenberg—Käfertal ) ummindestens 300 Ar . Hier gab es doch vorJahren auch Kartoffeln , Korn und sogarWein. Muß denn das wirklich so sein , woes uns an allen nötigen Nahrungsmittelnfehlt “
Unser Leser hat mit dieser Zuschrift eine wich¬tige Frage angeschnitten . Die Kultivierung derzahllosen Brachflächen innerhalb der MannheimerStadtgrenze . Nicht nur zwischen Waldhof-Luzen-berg , Käfertal , sondern in ganz Mannheim findetman noch viele größere und kleinere Flächen , umdie sich kein Mensch kümmert . Ehemals , als esnoch genügend Lebensmittel zu kaufen gab, da sah

man dort Gärten und Acker , wo jetzt in der Zeitder größten Not nur Unkraut wächst . 900 Ar , dassind 150 Gärten ä 200 Quadratmeter mir an diesereinen Stelle . Es ist bestimmt nicht zuviel behaup¬tet , wenn wir sagen, daß in Mannheim noch tau¬sende Kleingärten angelegt werden könnten .Di« Frage der Kultivierung der Brachland¬flächen war auch der Gegenstand ' einer Ausspracheim Stadtrat anläßlich einer Debatte über dieVerwendung der Rennwiesen . Man war der ein¬mütigen Auffassung, daß In diesem Jahre keineFläehe unausgenutzt bleiben darf . Je nach 'Sach¬lage komm* die Anlage von Kleingärten oder derAnbau von Feldfrüchten im Großen in Frage . Dasletztere wird überall dort der Fall sein , wo äusirgend welchen Gründen keine Kleingärten ange¬legt werden können . Es darf nun natürlich nichtbei dem bloßen Wunsch des Stadtrates bleiben , son¬dern die Kultivierung des Brachlandes muß Wirk¬lichkeit werden . Jeder Mannheimer kann seiner¬seits dazu mithelfen , indem er Mitteilung machtüber brachliegende Flächen .
seinen Ihm unterstellten Gemeindeverwaltungen nureinwandfreie , wirklich demokratische Beamte amtie¬ren zu sehen . Die Verhandlung hat Jedoch bewiesen ,daß anscheinend auch der Landrat sich mit den Me¬thoden eines Steck Identifiziert . Man hätte zum min¬desten erwarten müssen , daß steck sofort seinesAmtes enthoben wird . Was gedenkt übrigens dasMinisterium des Inneren ln diesem Falle zu tun ?

Wilferdingen
Bel einer Markenabrechnung fehlten dem Metzger -melster

Albert Zachmann in WilferdingenFletschmarken für rund JOO Pfund . Das Wirtschafts¬amt Pforzhelm -Land verhängte als Strafe dafür eineBuße von 100 Mark . •
Damit ist der Fall abgetan .
So glaubt wenigstens das Wirtschattsamt Pforzheim .Die Oeffentlichkeit verwahrt steh jedoch • ganz ent¬schieden gegen solche Treibereien und sieht ln dieserlächerlich niedrigen Buße einen direkten Anreiz fürandere Geschäftsleute , ebenfalls einen Teil ihrer Wareauf krummen Wegen abzusetzen . Mit vollem Rechtwird die sofortige Sehlfeßung von Geschäften verlangt ,die derart verantwortungslos mit den sowieso knappbemessenen Lebensmitteln umgehen . ,In diesem Zusammenhang kann uns vielleicht dieBahnmeisterei Wilferdingen Auskunft geben , wohin derWaggon Wein kam , der vor kurzer Zelt eürütet und mitdem Inhalt „Radschuhe " deklariert war .

Pforzheim
Die Sprechstunden der Kommunistischen Partei sindwie folgt festgesetzt :
Montag bis .einschließlich Samstag 0—U Uhr ;Montag und Freitag außerdem von 9—7 Uhr ,

Lauda
Für einen dauerhaften Neubau verwendet man keinfaules Holz . Trotzdem erscheint der CDU in Lauda IhrHugo VierneiselOberlaudaer Straße , als Gemeinderat bestens qualifi¬ziert und als Ortsbeauftragter für Landwirtschaft undErnährung geradezu unersetzlich . Dieser CDU-Favorithat folgende typische Karriere eem -c“ »: Ort -ba» - -führer unter dem Naziregime , Nutznießer aus einemnazistischen Entschuldungsverfahren , durch das er sichauf Kosten seiner Gläubiger wirtschaftlich bestemsanierte , „OrganUierungskünstler “ en gros , CDU-Ge-metnderat durch ungesetzliches Wahlmanöver , Orts-beäuftragter für Landwirtschaft und Ernährung .Während der Nazikonjunktur goß dieser Gesinnung « ,akrobat ohne sachliche Veranlassung Unflatkübel überKirchen und „Pfaffen “ aus ; heute schreitet derselbeals würdiger CDU-Jünger , eine brennende Kerze lnHänden und angelockt vom „Lauda Sion “ , schein -fromm wallend durch Laudas Straßen .Wir fragen : Aus welchen Gründen bleibt die vonder CDU getragene Gemeindeverwaltung Lauda gegendiesen christlich -demokratischen Cemetnderat so un¬empfindlich ?

3>enfit daran t
Bei den bevorstehenden Delegiert enteahien in denGewerkschaften und den Wahlen zu den Betriebs¬räten müssen auch Frauen und Jugendliche alsKandidaten aufaestellt und gewählt werden !
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